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VORSCHLÄGE 

Der Haushaltsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für auswärtige 

Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

– unter Hinweis darauf, dass das Parlament dafür gestimmt hat, die Aufteilung auf drei 

Arbeitsorte zu beenden, nämlich in seiner Entschließung vom 23. Oktober 2012 betreffend 

den Standpunkt des Rates zum Entwurf des Gesamthaushaltsplans der Europäischen 

Union für das Haushaltsjahr 2013 – alle Einzelpläne1 und in seiner Entschließung vom 6. 

Februar 2013 zu den Leitlinien für das Haushaltsverfahren 2014 - sämtliche Einzelpläne 

ohne den Einzelplan Kommission2 sowie in seinem Beschluss vom 10. Mai 2012 

betreffend die Entlastung zur Ausführung des Gesamthaushaltsplans der Europäischen 

Union für das Haushaltsjahr 2010, Einzelplan I – Europäisches Parlament3, 

A. in der Erwägung, dass das Parlament laut Protokoll 6 zum Vertrag seinen Sitz in 

Straßburg hat, während seine Ausschüsse in Brüssel zusammentreten und das 

Generalsekretariat in Luxemburg bleibt; 

B. in der Erwägung, dass sowohl einzelne Ausschüsse als auch die parlamentarische 

Versammlung seit dem Beginn der laufenden Wahlperiode mehrere Anträge an die 

Verwaltung des Parlaments gerichtet und sie gebeten haben, umfassende, ausführliche und 

zuverlässige Schätzungen der zusätzlichen Kosten für jeden einzelnen Arbeitsort 

vorzulegen; 

C. in der Erwägung, dass die Gesamthaushaltsmittel sich nach dem Voranschlag des 

Parlaments für 2014 auf 1 783 976 098 EUR belaufen, wobei die direkt im 

Zusammenhang mit der geografischen Aufteilung auf drei Arbeitsorte verbundenen 

Kosten schätzungsweise zwischen 169 und 204 Millionen EUR jährlich liegen, sowie in 

der Erwägung, dass dies durch den Bericht der gemeinsamen Arbeitsgruppe des 

Präsidiums und des Haushaltsausschusses über den Haushalt des Parlaments 2012 

bestätigt wurde, in dem die geschätzten 148 Millionen EUR durch die jährlichen 

Abschreibungskosten für die Gebäude in Straßburg in Höhe von 28,3Millionen EUR, die 

seit dem Erwerb dieser Gebäude berücksichtigt werden müssen, ergänzt wurden;  in der 

Erwägung, dass keine anderen aktuellen Zahlen über die Kosten für jeden Arbeitsort 

vorliegen, mit Ausnahme einer hypothetischen Studie des Generalsekretärs über die 

Kosten für die Zusammenlegung der Arbeitsorte des Parlaments, die eine Antwort des 

Generalsekretärs vom 30. August 2013 auf die Forderungen des Parlaments in Ziffer 10 

seiner Entschließung vom 6. Februar 2013 zu den Leitlinien für das Haushaltsverfahren 

2014 war, in der die zusätzlichen Kosten für den Sitz in Straßburg auf 103 Millionen EUR 

geschätzt werden, wodurch sich die Gesamtsumme auf 156 Millionen EUR belaufen 

würde, wenn die gleichen Abschreibungskosten und die Kosten für ungenutzte Flächen 

wie im Bericht der gemeinsamen Arbeitsgruppe 2012 dargelegt, hinzugefügt würden; in 

der Erwägung, dass es sich bei den Zahlen des Berichts des Generalsekretärs vom 

September 2002 an das Präsidium um die neuesten verfügbaren 

                                                 
1 Angenommene Texte, P7_TA(2012)0359. 
2 Angenommene Texte, P7_TA(2013)0048. 
3 Angenommene Texte, P7_TA(2012)0155. 
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Gesamtkostenabschätzungen handelt;  

D. in der Erwägung, dass die Zeit für die monatliche Reise zu den viertägigen 

Plenartagungen sich 2011 für Beamte und sonstige Bedienstete auf 69 562 Tage und für 

akkreditierte Assistenten auf 31 316 Tage belief und die entsprechenden Kosten für 

Beamte und sonstige Bedienstete 16 652 490 EUR und für akkreditierte Assistenten 5 944 

724 EUR betrugen; 

E. in der Erwägung, dass diese Zahlen weder die Kosten für die Mitarbeiter anderer Organe 

der EU, die an Plenartagungen teilnehmen, berücksichtigen, noch die Reisekosten für die 

Mitarbeiter der Fraktionen umfassen oder den zusätzlichen indirekten Kosten für das 

Personal Rechnung tragen wie beispielsweise Arbeitszeitverlust, Bezahlung von 

Überstunden, zusätzlichen Kosten für das Personal, z.B. für Babysitter, und den potenziell 

unterschiedlichen Reisekosten der Abgeordneten (die sich 2012 auf insgesamt 72 103 309 

EUR beliefen); 

F. in der Erwägung, dass eine Antwort an den Haushaltkontrollausschuss zur Vorbereitung 

des Entlastung des EP für das Haushaltsjahr 2011 keine Schätzungen über die potenziellen 

Einsparungen, sondern lediglich eine partielle Abschätzung der zusätzlichen Kosten für 

den Sitz in Straßburg enthielt; in der Erwägung, dass diese Abschätzung in Höhe von 55 

Millionen EUR nicht viele Haushaltslinien enthält, die in früheren und späteren 

Abschätzungen enthalten waren, insbesondere, was die Kosten für Datenverarbeitung, für 

Ausrüstung, bewegliche Gegenstände, Reisekosten für die Fraktionen sowie potenzielle 

Einsparungen im Zusammenhang mit Zeitverlust durch Reisen (insgesamt 68 Millionen 

EUR) betrifft; in der Erwägung, dass in dieser Abschätzung zu einigen Haushaltslinien 

niedrigere Zahlen vorgelegt werden als in früheren und späteren Abschätzungen, ohne 

dass dafür irgendein Grund angegeben wird (insgesamt 25 Millionen EUR); 

G. in der Erwägung, dass in keiner dieser Abschätzungen die zusätzlichen Kosten der 

geografischen Aufteilung des Parlaments für die anderen EU-Organe, insbesondere für die 

Kommission und den Rat, sowie für die Vertretungen der EU-Mitgliedstaaten, 

Journalisten und Vertreter von Organisationen der Zivilgesellschaft enthalten sind; 

H. in der Erwägung, dass die wirtschaftlichen Auswirkungen des Parlaments auf die Stadt 

und die Region Straßburg gering sind im Vergleich zu anderen europäischen 

Einrichtungen, die dort ständige Bedienstete beschäftigen, wobei das Parlament nur etwa 

233 Mitarbeiter dort beschäftigt, verglichen mit den fast 3000 ständigen Bediensteten des 

Europarates und weiteren 4000 Beschäftigten bei Eurocorps, dem Europäischen 

Gerichtshof für Menschenrechte, Arte und Diplomaten; der Sitz des Europäischen 

Parlaments in Straßburg bedeutet also ungefähr einen Gewinn in Höhe von 17 Millionen 

EUR, die anderen Einrichtungen1 leisten hingegen einen regelmäßigen und ständigen 

Beitrag zur lokalen Wirtschaft von etwa 400 Millionen Euro; 

I. in der Erwägung, dass Artikel 341 AEUV und Protokoll 6 zu den Verträgen besagen, dass 

der Sitz der Organe der Union einstimmig von den Mitgliedstaaten festgelegt wird, dass 

                                                 
1 Wirtschaftliche Auswirkungen der Anwesenheit der Europäischen Einrichtungen in Straßburg, , CityConsult 

Médiascopie DER-Fraktion, Januar 2011 
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das Parlament seinen Sitz in Straßburg hat, dass die zwölf monatlichen Plenartagungen 

einschließlich der Haushaltstagung dort stattfinden, dass zusätzliche Plenartagungen in 

Brüssel stattfinden, dass seine Ausschüsse in Brüssel zusammentreten und dass sein 

Generalsekretariat und seine Dienststellen in Luxemburg verbleiben; 

J. in der Erwägung, dass Dreiviertel der Mitglieder der Auffassung sind, dass das Parlament 

erhebliche strukturelle Einsparungen festlegen sollte, und dass diese Einsparungen 

dadurch erzielt werden können, dass die geografische Aufteilung seiner Arbeitsorte neu 

bewertet wird, wobei diese Neubewertung mit einer Aufschlüsselung der Kosten für 

Brüssel, Luxemburg und Straßburg einhergehen sollte – gemäß den Normen, die von einer 

wichtigen öffentlichen Einrichtung erwartet werden –, die transparent und zuverlässig sein 

sollte; 

K. in der Erwägung, dass die historischen Gründe für Straßburg als ständigen Sitz der 

europäischen Einrichtungen, z. B. für den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 

und den Europarat, allseits bekannt sind, und in der Erwägung, dass die Europäische 

Versammlung/das Europäische Parlament den Plenarsaal des Europarates aus praktischen 

Gründen zwar ursprünglich nutzte, die Entscheidung für Brüssel als Sitz der Europäischen 

Kommission und der NATO jedoch auch die Bestrebungen der EU nach einem 

schrittweise in Wohlstand und Sicherheit vereinten Kontinent widerspiegelt; 

L. in der Erwägung, dass die Festlegung eines einzigen Sitzes für die Mitgesetzgeber der EU 

die Tradition des Polyzentrismus, der Bestandteil des Projekts Europa ist,  in der EU 

durchaus nicht untergräbt, sondern den EU-Bürgern erheblich mehr Effizienz und 

Transparenz bringt; 

M. in der Erwägung, dass es sinnvoll wäre, im Europäischen Jahr der Bürgerinnen und 

Bürger nicht nur zu zeigen, dass ihre Stimme gehört wird, sondern auch, dass ihre direkt 

gewählten Vertreter in ihrem Namen Maßnahmen ergreifen, damit das monatliche 

Pendeln zwischen den Arbeitsorten des Parlaments ein Ende findet; 

N. in der Erwägung, dass die EU-Organe alles in ihrer Macht Stehende unternehmen müssen, 

um die politische Integration Europas weiter voranzutreiben und die von den Bürgern 

empfundene Distanz zu überwinden, indem sie diese wichtige strukturelle Frage, die sie 

betrifft, in Angriff nehmen und Verständnis für Europa, Transparenz, 

Rechenschaftspflicht und Kohärenz daher dadurch fördern, dass die Entscheidungsorgane 

der EU sich an einem Ort befinden; 

O. in der Erwägung, dass der Sitz des Parlaments in vielen Mitgliedstaaten entweder in der 

Verfassung oder gesetzlich festgelegt wird, und in der Erwägung, dass das Europäische 

Parlament Mitgesetzgeber europäischer Rechtsvorschriften ist und gemäß Artikel 48 des 

Vertrags von Lissabon Entwürfe zu Änderung der Europäischen Verträge vorlegen kann; 

P. in der Erwägung, dass 6% des EU-Haushalts für Verwaltungszwecke verwendet werden, 

und dass die Europäische Union, die bei 500 Millionen Einwohnern nur über einen relativ 

kleinen Verwaltungshaushalt verfügt, in diesen Krisenzeiten ein Beispiel setzen muss, 

indem sie ihren eigenen Haushalt so weit wie möglich strafft, ohne dadurch die 

Arbeitsweise des Europäischen Parlaments zu beeinträchtigen, wobei zu berücksichtigen 

ist, dass der durch einen einzigen Sitz bedingte Effizienzgewinn nicht außer Acht gelassen 
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werden darf; 

1. fordert seine Verwaltung auf, eine objektive Analyse der Kosten durchzuführen, die für 

jeden Arbeitsort entstehen, auch für den Sitz; weist mit  Nachdruck darauf hin, dass in 

dieser Analyse die im laufenden Zeitraum und die im Zeitraum des künftigen 

mehrjährigen Finanzrahmens anfallenden strukturellen Kosten untersucht werden sollten 

(Gebäude, Instandhaltung und Reparatur, Sicherheit, Versicherungen, Energie, Reisen, 

Logistik); 

2. fordert seine zuständigen Dienststellen auf, unter Berücksichtigung des Bedarfs des 

Parlaments die Vereinbarung zwischen dem luxemburgischen Staat und dem 

Europäischen Parlament, insbesondere die Bestimmungen über die Zahl seiner 

Bediensteten in Luxemburg, zu überprüfen; ist der Auffassung, dass diese Überprüfung 

eine Analyse und Vergleiche in Bezug auf den kosteneffizientesten Ort für die Dienste des 

Parlaments beinhalten sollte, da es für das Parlament von Vorteil sein dürfte, einige dieser 

Dienste vom Hauptsitz auszulagern; 

3. ist der Auffassung, dass die Festlegung der Sitze der EU-Organe zwar in den Verträgen 

verankert ist, es nach Artikel 48 EUV jedoch möglich ist, Vorschläge zur Änderung der 

Verträge vorzulegen; 

4. wiederholt seine Aufforderung an die Mitgliedstaaten, die es in seiner Entschließung vom 

23. Oktober 2012 zum Standpunkt des Rates zum Entwurf des Gesamthaushaltsplans der 

Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2013 gestellt hatte, die Frage des Sitzes und der 

Arbeitsorte des Parlaments bei der nächsten Revision des Vertrages zu überdenken und 

Protokoll Nr. 6 zu ändern. 
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Ergebnis der Schlussabstimmung +: 

–: 
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18 

15 

0 
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Hohlmeier, Sidonia Elżbieta Jędrzejewska, Anne E. Jensen, Ivailo 

Kalfin, Jan Kozłowski, Alain Lamassoure, Giovanni La Via, George 

Lyon, Claudio Morganti, Jan Mulder, Andrej Plenković, Dominique 

Riquet, Oleg Valjalo, Jacek Włosowicz 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Stellvertreter(innen) 

Alexander Alvaro, Lidia Joanna Geringer de Oedenberg, Jürgen Klute, 

Peter Šťastný, Theodor Dumitru Stolojan, Catherine Trautmann 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Stellv. (Art. 187 Abs. 2) 

Jean-Pierre Audy, Elisabeth Jeggle, Astrid Lulling, Hans-Peter Mayer, 

Maurice Ponga, Sabine Verheyen 

 
 


